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Dienstgebäude: 
Klosterhofstr. 4 – 6, 63477 Maintal 
E-Mail: info@maintal.de 
Internet: www.maintal.de 

 
Bankverbindungen: 
Frankfurter Volksbank 
IBAN: DE27 5019 0000 0200 5935 10 
Postbank Frankfurt 
IBAN: DE58 5001 0060 0000 8216 00 
Sparkasse Hanau 
IBAN: DE47 5065 0023 0000 0504 27 

BIC: FFVBDEFF 

BIC: PBNKDEFF 

BIC: HELADEF 1 HAN 

 
 
 
 
Haltestellen: 
22 Bürgerhaus 
     Hochstadt  
25 Hauptstraße 

 

 
 
 
 
 
 
 Stadt Maintal 
  Der Magistrat 
Hessisches KinderTagespflegeBüro Hessisches KinderTagespflegeBüro 
c/o Stadt Maintal, Klosterhofstr. 4-6, 63477 Maintal 
 
An den  
Vorsitzenden des Sozial- und Ingrations- Frau Diez-König 

politischen Ausschuss Zimmer: 230 

Hessischer Landtag Telefon: 06181 400-349 

Wiesbaden Telefax: 06181 400-5017 
 info@hktb.de 
 
 
 Datum: 13.05.2019 
 
 
Schriftliche Stellungnahme im Vorfeld der 
 
öffentlichen mündlichen Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses 
des Hessischen Landtags zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der Freien Demokraten für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) – Drucks. 20/127 – 
 
 
Kurzstellungnahme: 
 
mit der Gesetzesänderung sollen Elternvertretungen auf Kreis- und Landesebene gesetzlich 
verankert und damit gefördert werden. Das Hessische Kindertagespflegebüro begrüßt diese 
Gesetzesinitiative ausdrücklich. 
 
Im  vorliegenden Gesetzentwurf bezieht sich die Regelung leider ausschließlich auf Eltern, 
deren Kinder in Tageseinrichtungen betreut werden, d. h. die Kindertagespflege bleibt komplett 
außen vor. Auch wenn Elternvertretungen für den Bereich der Kindertagespflege erst aufgebaut 
werden müssen, werden Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, durch den 
vorliegenden Gesetzesentwurf und die Beschränkung der neu zu schaffenden 
Elternvertretungen ausschließlich auf den Bereich der Kindertageseinrichtungen, benachteiligt, 
da ihnen kein vergleichbares Informations- und Mitspracherecht zukommt.  
 
Nach unserer Einschätzung muss allen Eltern in Hessen, die ihr Kind einer öffentlichen 
Kindertagesbetreuung anvertraut haben, eine Stimme auf Kreis- und Landesebene gegeben 
werden. Dies sieht der Gesetzentwurf nicht vor. Wir empfehlen deshalb,  eine Elternvertretung 
sowohl örtlich, als auch auf Kreis- und Landesebene für den gesamten 
Kindertagesbetreuungsbereich vorzusehen, d.h. auch sicherzustellen, dass die Eltern, 
deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, darin vertreten sind.  
 
Auf Bundesebene versteht sich die Bundeselternvertretung (BEVKi) – 
Bundeselternvertretung der Kinder in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege – 
als Interessenvertreter beider Kindertagesbetreuungsformen. Auch wenn die Strukturen für 
eine Elternvertretung in der Kindertagespflege noch geschaffen werden müssen, sollte 
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gesetzlich verankert eine örtliche, Kreis- und Landeselternvertretung beide Betreuungsformen 
im Blick haben und somit allen Eltern eine Stimme gegeben werden.  
 
Laut Gesetzesentwurf soll die Einführung von Elternvertretungen auf Kreis- und Landesebene 
den Erziehungsberechtigten der Kinder in Tageseinrichtungen ermöglichen, ihre 
ortsübergreifenden Interessenlagen bei der Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder zu 
eruieren und sich zu vernetzen. Sie sollen dadurch in die Lage kommen, ihre Interessen in 
Gremien einzubringen und Einfluss auf inhaltliche und organisatorische Rahmenbedingungen 
der Kindertagesbetreuung zu nehmen. Dies betrifft Städte und Gemeinden, die 
Jugendamtsbezirksebene und die Landesebene. 
 
Gemäß § 27 a Abs. 2 HKJGB sind Elternvertretungen vor Entscheidungen, die wesentliche 
Angelegenheiten der Bildung, Erziehung und Betreuung, der Bedarfsplanung sowie bei 
wesentlichen Fragen, die die Kindertageseinrichtungen in den Städten und Gemeinden und auf 
Jugendamtsbezirksebene betreffen, anzuhören. Sie können von den Gebietskörperschaften 
Auskunft über diese Sachverhalte und Fragen verlangen sowie Vorschläge unterbreiten. 
 
Laut Gesetzesbegründung soll dies ermöglichen, dass die Erziehungsberechtigten 
insbesondere bei Gesetzgebungsverfahren im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe informiert 
und angehört werden können. Gemeint ist – so wird weiter ausgeführt – „eine qualifizierte Form 
der Einflussnahme, die über eine bloße Informationspflicht des Ministeriums hinausgeht“. 
 
All diese Möglichkeiten haben Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, 
nicht. D. h. ein weiter Bereich der Kindertagesbetreuung bleibt unbeachtet und die 
betroffenen Eltern ohne Rechte auf Information oder Beteiligung.  
 
Dies wird der Gleichrangigkeit der Betreuungsformen, wie sie zumindest im Bereich der 
Tagesbetreuung der unter Dreijährigen besteht, nicht gerecht und stellt m. E. eine Missachtung 
der Kindertagespflege dar. 

Wir schlagen deshalb vor, im Gesetz § 27a immer nach dem Begriff Kindertageseinrichtungen 
„und Kindertagespflege“ zu ergänzen. Damit wäre auf allen Ebenen klar, dass sich 
Elternvertretungen als Vertretung des gesamten Kindertagesbetreuungsbereichs verstehen – 
also als Interessenvertretung des Bereichs der Kindertageseinrichtungen und  der 
Kindertagespflege. 

 

Gez.  

Ursula Diez-König 

Hessisches KinderTagespflegeBüro 
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Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. 
 

 
 
 
 
Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V.  Luisenstraße 26  65185 Wiesbaden 

 

 
Vorsitzender des Sozialpolitischen Ausschuss 
Herrn Moritz Promny 

 
 

07. Mai 2019 
 
Gesetzentwurf Fraktion der SPD, Fraktion der Freien Demokraten  
Zweites Gesetz zur Änderung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetz-
buches (HKJGB) vom 29.01 2019  
 
 
Sehr geehrter Herr Promny, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Einladung zur Stellungnahme über den Gesetzentwurf der Fraktion von SPD 
und FDP im Hessischen Landtag danken wir herzlich.  
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. sieht in der strukturellen und 
inhaltlichen Beteiligung der Eltern an der Entwicklung der Kindertageseinrichtungen 
in Hessen eine Zukunftsaufgabe, die sowohl zur Verbesserung der Erziehungspart-
nerschaft beitragen kann als auch die fachpolitische Wahrnehmung von Eltern för-
dert. Dabei sollte dringend berücksichtigt werden, dass bei der Besetzung der Gre-
mien eine paritätische Sitzverteilung und die konzeptionelle Vielfalt berücksichtig 
wird. 
 
Der Aufbau eines gestuften Beteiligungssystems Kita - Stadt/Gemeinde – Jugend-
amtsbezirk – Land erfordert eine Aufgaben- und Zuständigkeitszuweisung, die zwi-
schen der direkten Kita-Arbeit und der fachpolitischen und jugendhilfeplanerischen 
Aufgabenstellung unterscheidet. Sowohl der Strukturaufbau als auch die inhaltliche 
Aufgabendefinition sollte mit ausreichend Zeit und unter Beteiligung von Akteuren 
der bestehenden Strukturen sukzessiv entwickelt und beraten werden. Hierzu kann 
die Landesarbeitsgemeinschaft KitaEltern Hessen e.V. einen Beitrag leisten. Eine 
externe Entwicklungsberatung ist bei dieser komplexen Aufgabenstellung jedoch 
anzuraten.  
 
Diese Anmerkung vorausgestellt, schließt sich die Liga der Freien Wohlfahrtspflege 
in Hessen e. V. den Ausführungen der Evangelischen Kirchen in Hessen und der 
Diakonie Hessen vorbehaltlos an.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Jürgen Hartmann-Lichter 
Vorsitzender Arbeitskreis „Kinder, Jugend, Frauen und Familie“ 
 
Anlage: Stellungnahme der Ev. Kirche und Diakonie 
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